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„Off shore Europäisierung“ – 
Migrationsmanagement in Albanien und der Ukraine

MARTIN GEIGER

Zusammenfassung
Im Mittelpunkt steht die Untersuchung eines paradoxen Falls 
der Europäisierung von Politik, nämlich der Europäisierung 
von Migrationspolitik durch Nicht-EU-Akteure in Nicht-EU-
Staaten. Um ihre migrationspolitischen Vorstellungen 
operativ in den beiden Nicht-EU-Staaten Albanien und 
Ukraine umzusetzen, greift die EU seit vielen Jahren auf 
spezialisierte internationale Regierungsorganisationen 
zurück. Das Verwischen der traditionellen Zuständigkeiten 
und Skalen des Politischen, das im Zuge der »Offshore Europä-
isierung« der Migrationspolitik und des Managements von 
Migration durch Nicht-EU-Akteure beobachtet werden kann 
und das durch erhebliche Demokratiede izite begleitet ist, 
macht eine Visibilisierung dieser speziellen Ausprägungen von 
Europäisierung erforderlich, die bereits jenseits der Grenzen 
EU-Europas greifen und bisher nicht ausreichend berücksich-
tigt wurden.

Albanien, Europäische Union, Europäisierung, Internationale Organi-
sationen, Migrationspolitik, Ukraine

Abstract
“Offshore-Europeanization” – Migration Management 
in Albania and Ukraine
This article focuses on a paradox case of Europeanization – the 
Europeanization of migration politics in non-EU-States by 
non-EU-actors. Since many years, specialized intergovernmen-
tal organizations are the main operative actors in guaranteeing 
the implementation of EU-driven expectations and strategies 
outside the borders of the EU – in Albania, Ukraine and other 
third countries. In this unique process of »offshore Europeaniza-
tion« and migration management by non-EU-actors a blurring 
of traditional spheres of responsibilities and scales of the 
political is observable. Given that most of the implementation 
activities of non-EU-actors suffer from severe de icits regarding 
democratic legitimacy and transparency there is need for 
visibilisation of these speci ic processes of Europeanization – 
processes that in the past have often been neglected.

Albania, European Union, Europeanization, International Organisa-
tions, Migration policy, Ukraine

Bei der Unterbindung von illegalen Wan-
derungsbewegungen sieht die Europä-
ische Union (EU) die Herkunfts- und 
Transitländer von Migranten in einer be-
sonderen Verantwortung. Um die Dritt-
staaten in den „Kampf“ gegen illegale Zu-
wanderungsströme einzubinden, gewährt 
die EU umfangreiche Finanzhilfen. Mit 
diesen Geldern wird in den außerhalb der 
EU liegenden Ländern eine Vielzahl von 
technisch-operativen Steuerungsaktivitä-
ten inanziert, so beispielsweise der Aus-
bau des Grenzschutzes oder Informati-
onskampagnen zur Vermeidung des inter-
nationalen Menschenschmuggels und 
-handels. Die diskutierte migrationspoli-
tische „Offshore Europäisierung“ von 
Nicht-EU-Staaten kann im Fall von Alba-
nien und der Ukraine seit den 1990er Jah-

ren beobachtet werden. Die Bestrebungen 
einer migrationspolitischen Europäisie-
rung (R  2003) der beiden Nicht-
EU-Staaten verfolgen das Anliegen, die 
„lokale“ migrationspolitische Praxis mög-
lichst weit an die Steuerungsvorstellun-
gen und -bestimmungen der EU anzuglei-
chen (u.a. durch Übernahme des EU-Ac-
quis inklusive der Schengener und 
Dubliner Regelungen). Die von der EU in 
Auftrag gegebenen und inanzierten Maß-
nahmen werden im Regelfall jedoch nicht 
durch Institutionen der EU und in aller 
Regel auch nicht durch die Regierungsbe-
hörden Albaniens und der Ukraine umge-
setzt. Trotz den mittlerweile häu ig disku-
tierten Aktivitäten der EU-Grenzschutz-
agentur FRONTEX (u.a. K  2010a 
und 2010b) erfolgt die praktische Imple-

mentation EU- inanzierter Steuerungs-
maßnahmen – und dies schon seit den 
1990er Jahren – vornehmlich durch Nicht-
EU-Akteure. Eine besondere Bedeutung 
kommt dabei internationalen Regierungs-
organisationen (IRO) wie der „Internati-
onalen Organisation für Migration“ (IOM) 
zu. Die IOM wurde 1951 gegründet und 
setzt mittlerweile für insgesamt mehr als 
120 Mitgliedsländer in aller Welt die ver-
schiedensten migrationsbezogenen 
Dienstleistungen um (www.iom.ch). Ihre 
Aktivitäten inden dabei im Rahmen einer 
eigenen, selbstbewusst gegenüber Staa-
ten und regionalen Zusammenschlüssen 
(Beispiel EU) vertretenen Programmatik 
statt, dem so genannten „Management“ 
von Migration (G  u. P  2010; 
G  2009; G  u. P  2012). 
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Ausgehend von empirischen Befunden, 
die im Rahmen einer zweijährigen Feld-
forschung (2006 bis 2007) mit Hilfe von 
leitfadengestützten Experteninterviews 
und der Auswertung von Primärdoku-
menten (EU und IRO) erhoben wurden 
(G  2011), soll am Beispiel von Alba-
nien und der Ukraine der paradoxe wie 
zugleich paradigmatische Fall einer mi-
grationspolitischen Europäisierung von 
Nicht-EU-Staaten durch Nicht-EU-Akteu-
re beleuchtet werden. Die beiden EU-An-
rainerstaaten Albanien und die Ukraine 
zählen für die EU seit den 1990er Jahren 
zu den wichtigsten Herkunftsländern von 
Migranten (Tab. 1). Beide Länder werden 
zudem als wichtige Transitstaaten erach-
tet, sie sind aktuell in zwei unterschied-
liche Politikprozesse der EU eingebunden 
(Abb. 1).

Ausgangspunkt: Die albanische 
Migrationsstrategie
Einen guten Einstieg in die Diskussion 
bietet das Beispiel der albanischen Mi-
grationsstrategie (dazu ausführlich: G -

 2010; G  2011, S. 195-200): Seit 
2004 verfügt Albanien über diese „Nati-
onal Strategy on Migration“ und einen da-
zugehörigen Aktionsplan, der 2005 ent-
standen ist (G   A /
IOM 2004; G   A /
IOM 2005). Beiden Papieren liegt die 
Überlegung zugrunde, dass die bisheri-
gen migrationspolitischen Maßnahmen 
wenig koordiniert, zu kurzfristig, rein re-
aktiv und weitgehend ineffektiv waren 
und sich ausschließlich an dem Ziel ori-
entierten, die illegale Migration aus und 
durch Albanien zu stoppen. Betont wird 
in beiden Dokumenten, dass es nun an 
der Zeit sei, einen neuen holistischen Po-
litikansatz zu verfolgen, mit dem sich fol-
gende Ziele erreichen lassen: (a) besserer 
Schutz der Rechte albanischer Emigranten, 
(b) Schaffung einer „integrierten albani-
schen Auslandsdiaspora“ mit organisier-
ten Interessensvertretern, (c) Lenkung 
der Rücküberweisungen in ent  wick-
lungsförderliche Investitionen im Hei-
matland, (d) Schaffung einer „an ge-
messeneren“ Migrationspolitik für Alba-
ner, die temporär im Ausland arbeiten 

U K R A I N E

  WEISS-
RUSSLAND

T Ü R K E I

MAROKKO
A L G E R I E N

LIBYEN Ä G Y P T E N

N

MK

HR

MOLDAWIEN

BOSNIEN
u. HERZE-
GOWINA

MNE K

MK

K
HR

MNE

TUNESIEN

Das Projekt eines
„(EU-) Raumes der Freiheit,

der Sicherheit und des Rechts”

ENP (Afrika)

ENP
(Europa)

SAP

ALBAN
IEN

SERBIEN

Kroatien
Kosovo
Montenegro
Mazedonien

ENP (Asien)
Armenien, Aserbaidschan, Georgien,
Israel, Jordanien, Libanon und Syrien

Maßstab 1 : 35 000 000

Die EU und die Politikprozesse SAP und ENP 2006 bis 2007

IfL 2011
Karteninhalt: M. Geiger
Kartografie: R. Schwarz

Opt-in/Opt-out
EU-Migrationspolitik

Staatsgrenze
umstrittene 
Staatsgrenze

Kroatien und Mazedonien (SAP),
Türkei

Nicht-EU-Staat aber Mitglied
im Abkommen von Schengen

Beitrittskandidaten

Ukraine (ENP)

Untersuchungsländer

Mitgliedsstaaten der EU

Albanien und Bosnien-
Herzegowina (SAP)SAP Stabilisierungs- und Assoziierungs-

 prozess für die Länder Südosteuropas
ENP Europäische Nachbarschaftspolitik

Albanien Ukraine

Emigration seit 1990
 
Wanderungssaldo 2000 - 2005

Wichtigste Zielländer in der 
EU 2006 (migrant stock)

EU-25 

fb  im Ausland geborene Staatsbürger (foreign borns)

Griechenland
Italien

347 400
375 900

Deutschland
Italien
Polen
Portugal
Spanien
Tschechien

129 000
120 100

 fb: 312 300
41 900
67 000

102 600

450 000780 000

ca. 500 000 bis 600 000

-100 000

ca. 2 000 000 bis 3 000 000

-700 000
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Datengrundlage: COMMISSION OF THE EUROPEAN COMMUNITIES 2007,
S. 75 und IBRD/THE WORLD BANK 2007, S. 31 - 63 Und 115 - 125

Tab. 1: Migrationsbezogene Bedeutung Albaniens und der Ukraine für die EU

Abb. 1: Die EU und die Politikprozesse SAP und ENP 2006 und 2007 – Übersichtskarte
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möchten, (e) Visa-Erleichterungen für be-
stimmte Berufsgruppen und (f) Entwick-
lung eines neuen institutionellen und 
rechtlichen Rahmens, um all diese Ziele 
zu erreichen. 

Die albanische Migrationsstrategie geht 
also weit über den Kampf gegen illegale 
Migration hinaus: In Zukunft sollen selek-
tiv bestimmte Migrationsformen zugelas-
sen werden; von einer „angemessenen“ 
Migrationspolitik ist die Rede, die Mi-
granten unterstützen soll, sofern sich die-
se zu einer temporär befristeten Beschäf-
tigungsaufnahme im Ausland entschlie-
ßen und mit ihren Rücküberweisungen 
auch gesamtgesellschaftlich nützliche In-
vestitionen im Heimatland tätigen. Im 
Ausland sollen sich die Emigranten bes-
ser organisieren; eine gute konsularische 
Betreuung soll vermeiden helfen, dass die 
Emigranten um ihren Lohn gebracht oder 
ausgebeutet werden. Schließlich wird der 
Wunsch vertreten, dass möglichst alle Mi-
granten bei ihrer Rückkehr unterstützt 
werden und auf dem heimischen Arbeits-
markt ihre neu erworbenen Kenntnisse 
einbringen. 

Als Leser stellt man relativ schnell fest, 
dass es sich bei der „Nationalen Migrati-
onsstrategie“ und dem Aktionsplan über-
haupt nicht um Regierungsdokumente 
handelt. Die beiden Dokumente sind viel-
mehr das Paradebeispiel für eine migra-
tionspolitische „Offshore Europäisierung“ 
seitens der EU, in Kooperation mit dem 
steuerungsbezogenen Engagement eines 
Nicht-EU-Akteurs – der IOM: 

„The National Strategy for Migration is 
a project inanced by the European Com-
munity [...] It has been implemented with 
the technical and co-funding support of 
the International Organization for Migra-
tion (IOM) through its representation in 
Tirana. The Albanian Government in-
tends to thank warmly those two inter-
national organizations for their generous 
support and all the work” (G  

 A /IOM 2004, S. 5).
Bereits 2001 hatten Angestellte der 

IOM mit dem Entwurf der Strategie be-
gonnen, um den Forderungen der EU 
Rechnung zu tragen und nicht zuletzt 
auch von den Geldzuweisungen der EU 

pro itieren zu können (Interview IOM Ti-
rana). Gezielt brachte die IOM die Idee 
ein, es müsse eine andere Vorgehenswei-
se als bisher gefunden werden – ein An-
satz, der Albanien weniger stigmatisiere 
und negativ betreffe wie der zuvor durch 
die EU-Staaten und andere Zielstaaten 
verfolgte „100 %-Kontroll- und Verhinde-
rungsansatz“. Statt weiterhin nur eine 
Unterbindung illegaler Migration einzu-
fordern, begann die IOM in Albanien ei-
nen so genannten „pro-aktiven“ Ansatz 
zur Steuerung von Migration auszuarbei-
ten und gegenüber den Entscheidungs-
trägern zu propagieren: ein so genanntes 
„Management“ von Migration, das den 
berechtigten Wünschen bestimmter 
Gruppen auf (temporäre) Emigration ge-
nauso entgegenkommt wie den Interes-
sen Albaniens an Zusatzeinnahmen durch 
Rücküberweisungen und dem Anliegen 
der EU, den weiteren illegalen Zustrom 
albanischer Migranten zu verhindern 
oder zumindest zu reduzieren.

„Of course, in promoting a different ap-
proach we [achieved] that our Albanian 
counterparts took great interest in the 
process. It was crucial that we [IOM Alba-
nia] made clear, from the start, that there 
should be a change in perspective, a shift 
from control to facilitation in order to al-
low Albania and Albanians to bene it from 
migration [...] while, simultaneously, [we 
have been] supporting the EU in its efforts 
to prevent illegal migration and human 
traf icking” (Interview IOM Tirana).

Indem die IOM als Fürsprecherin alba-
nischer Interessen auftrat, konnte sie sich 
die Zustimmung der albanischen Regie-
rung sichern. Ende 2004 wurde die Stra-
tegie mittels eines einfachen Kabinettbe-
schlusses dann zu einer „National Strat-
egy“. Ein Jahr zuvor war allerdings 
zunächst ein ganz anderer Akteur in den 
Politikentwicklungsprozess einbezogen 
worden – die lokale Vertretung der Euro-
päischen Kommission in Tirana. Von ihr 
hatte sich die IOM zunächst die inanziel-
le und politische Unterstützung der EU 
zusichern lassen. Of iziell „verabschiedet“ 
(und damit implementiert) wurde die 
„National Strategy“ dann im Rahmen ei-
nes Workshops, zu dem die IOM rund 

200 Vertreter der albanischen Regierung, 
der EU, albanischer und internationaler 
Nichtregierungsorganisationen, anderer 
IRO und der Emigrantendiaspora einlud. 
Dieser Workshop sollte der Strategie Ak-
zeptanz in der Öffentlichkeit und eine 
gewisse politische (Ersatz-)Legitimation 
verschaffen (Interview IOM Tirana). Nur 
wenige Monate später wurde mit Hilfe 
eines weiteren einfachen Kabinettsbe-
schlusses dann auch aus dem mittler-
weile entworfenen IOM-Aktionsplan ein 
albanisches Regierungsdokument („Na-
tional Action Plan on Migration“; G -

  A /IOM 2005). Obwohl 
dieser Plan die prinzipielle (Erst-)Verant-
wortlichkeit albanischer Institutionen be-
tont, wird angesichts der Fülle der in ihm 
enthaltenen Vorschläge deutlich, dass die 
entscheidende Rolle in der Umsetzung 
auch in den kommenden Jahren mit 
höchster Wahrscheinlichkeit der IOM 
(Implementationsakteur) und der Euro-
päischen Kommission (Geldgeber) zu-
kommen wird (G  2010; G  
2011, S. 213-217). Alleine für die Jahre 
2006 und 2007 veranschlagte die IOM ih-
ren Finanzbedarf zur Implementation der 
Strategie und des Aktionsplanes auf rund 
800.000 Euro. Weitere 2,4 Mio. Euro wur-
den von der EU und anderen Geldgebern 
für Maßnahmen erbeten, die in engem 
Zusammenhang mit der Migrationsstra-
tegie standen (IOM 2005, S. 69).

Migrationsmanagement und die 
Europäisierung von Nicht-EU-
Staaten
EU-Migrationspolitik und internatio-
nales „Migrationsmanagement“
Die albanische Migrationsstrategie und 
ihr Aktionsplan stellen bisher das einzige 
Projekt ihrer Art dar. In der Ukraine wa-
ren sich die befragten IOM-Vertreter An-
fang 2007 darin einig, dass ein ähnliches 
Vorhaben für dieses Land noch zu früh 
und unrealistisch sei (Interview IOM 
Kiew). Dennoch hatte die IOM-Vertretung 
in Kiew bereits 630.000 US-Dollar vorge-
sehen, um eine spezielle „Labour Migra-
tion Strategy“ zu entwickeln, also einen 
ersten wichtigen Baustein eines ver-
gleichbaren Strategiedokuments. Weitere 



16

„Offshore Europäisierung“  |  Europa Regional 18 (2010) 1

2,6 Mio. US-Dollar wurden von der inter-
nationalen Staatengemeinschaft für ein 
so genanntes „Capacity Building in Mig-
ration Management“ erbeten (IOM 2005, 
S. 81). Diese beiden Vorhaben und die be-
reits beschriebenen Politikentwicklungen 
in Albanien gründen auf der politischen 
Rationalität des „Managements“ von Mi-
gration, die seit Anfang der 1990er Jahre 
eine weltweite Verbreitung gefunden hat. 
Damit verbunden ist erstens die Idee, 
dass die Steuerung von Migration am 
Wohl und Nutzen der Migranten und der 
beteiligten Staaten und Gesellschaften 
ausgerichtet werden müsse, und dass sie, 
zweitens, dem Konzept einer „regulierten 
Offenheit“ Rechnung tragen sollte: Wäh-
rend weiterhin gegen alle Formen der un-
erlaubten Migration vorgegangen werden 
soll, will man gleichzeitig eine größere Li-
beralität gegenüber bestimmten Wande-
rungsformen praktizieren. 

Interessanterweise entstand das „Ma-
nagement“ von Migration genau in einer 
Zeit, die stark durch die Diskurse von ei-
ner „Global Refugee Crisis“ (L  
1993), „Global Migration Crisis“ (W  
1995) oder dem bevorstehenden (neuen) 
„Age of Migration“ (C  u. M  
1993) geprägt war – die frühen 1990er 
Jahre. Der Ansatz und die politische Rati-
onalität des „Migrationsmanagements“ 
gründeten sich in erster Linie auf den 
Vorschlägen von Bimal G . In einem 
Bericht an die „Commission on Global 
Governance“ hatte dieser 1993 ein Welt-
migrationsregime gefordert, ein „New In-
ternational Regime for Orderly Move-
ments of People“ (G  1993). Das Ziel 
dieses Regimes sah er darin, eine bessere 
Ordnung und Vorhersehbarkeit in Bezug 
auf Wanderungsprozesse herzustellen 
und internationale Migration für alle be-
teiligten Parteien (Migranten, Herkunfts-, 
Transit- und Zielstaaten) zu einem nütz-
lichen Prozess werden zu lassen (G  
2009): Die Vorteile von Migration sollten 
dazu maximiert, die negativen Folgen und 
Begleitumstände minimiert und damit 
ein „Triple-Win“ (Migranten, Herkunfts-
land, Zielland) herbeigeführt werden 
(G  u. P  2010; G  2000a, 
2000b und 2000c).

Angesichts der Steuerungskrise, von der 
viele Kommentatoren seit den 1990er 
Jahren ausgehen, wenn sie die Reaktions-
weisen der Nationalstaaten auf Migrati-
on diskutieren, liegen die Lösungen (a) in 
einer stärkeren regionalen Zusammenar-
beit (wie beispielsweise angestoßen 
durch die Vergemeinschaftung national-
staatlicher Migrationspolitiken auf Ebe-
ne der EU), und (b) in der Einbeziehung 
zusätzlicher Akteure (Beispiel IRO) in die 
Steuerung von Migration (W  
2001, S. 32). 

Mit der IOM als der weltweit wichtigs-
ten Wortführerin (Slogan: „Managing Mi-
gration for the Bene it of All“) ist das „Ma-
nagement von Migration“ nach Meinung 
von G  (2009, S. 82) zu einem „glo-
balen politischen Projekt mit dem Ziel ei-
ner radikalen Modernisierung staatlicher 
Migrationskontrollen“ geworden. Die 
Zielsetzung dieses Projekts liegt genau 
darin, eine Lösung für das beschriebene 
Steuerungsproblem zu bieten, also eine 
stärkere globale wie regionale zwischen-
staatliche Zusammenarbeit zu fördern 
und zugleich neue Co-Akteure in die Steu-
erung von Migration einzubeziehen. Ne-
ben der Ausbreitung von transnationalen 
sozialen Gemeinschaften und Netzwer-
ken mittels grenzüberschreitenden Mig-
rationsprozessen (F  2000; P  
1997) zeichnet sich also ein weiterer Aus-
weitungsprozess ab, der sich über den ge-
wohnten Rahmen des bisher gewohnten 
Bezugs- und Regulationsraumes (dem 
Nationalstaat) erstreckt: Migrationspro-
zesse werden heute und in Zukunft ver-
stärkt „jenseits“ des Staates gesteuert, 
und dieses Regieren grenzüberschreiten-
der Mobilität geschieht zu nehmend unter 
der Einbeziehung von neuen Steuerungs-
akteuren (B  u. W  2009; G  
2011; L  2001, 2004).

Im Hinblick auf die intra-regionale Zu-
sammenarbeit der EU-Mitgliedsstaaten 
untereinander ist darauf hinzuweisen, 
dass sich die „gemeinsame“ Migrations-
politik der EU bei genauerer Betrachtung 
eher als ein migrationspolitischer „Fli-
ckenteppich“ darstellt. Wie Abbildung 1 
zeigt, beteiligten sich zwischen 2006 und 
2007 drei Mitgliedsstaaten (Dänemark, 

Großbritannien und Irland) am Projekt 
einer gemeinsamen EU-Migrationspolitik 
entweder gar nicht oder nur teilweise; 
während Großbritannien und Irland das 
wichtigste migrationspolitische Vertrags-
werk der EU (das Abkommen von Schen-
gen) nicht anwendeten, gab es zwei 
Nicht-EU-Staaten, die dieses bereits über-
nommen hatten (Island und Norwegen). 
Im Fall der 2004 bzw. 2007 beigetrete-
nen EU-Staaten Zypern, Bulgarien und 
Rumänien war dagegen noch nicht ein-
mal klar, wann diese das Abkommen von 
Schengen tatsächlich voll anwenden 
könnten. Obwohl bisher nicht von einer 
tatsächlich gemeinsamen Migrationspo-
litik die Rede sein kann, vermitteln die 
Institutionen und Staaten der EU den so 
genannten Drittländern dennoch den 
Eindruck, es gäbe bereits so etwas wie 
eine einheitlich-kohärente und konsoli-
dierte EU-Migrationspolitik, die man voll-
ständig zu übernehmen habe, wolle man 
selbst der EU angehören oder mit ihr 
eine enge vertragliche Kooperation ein-
gehen. 

Albanien wird von der EU seit Ende der 
1990er Jahre zu den möglichen Beitritts-
kandidaten gezählt und gehört dem „Sta-
bilisierungs- und Assoziierungsprozess 
der EU für die Länder Südosteuropas“ 
(SAP) an (Abb. 1). Für die Ukraine gilt bis-
her kein Beitrittsversprechen, sie ist seit 
2004 in die „Europäische Nachbarschafts-
politik“ (ENP) eingebunden. Im Rahmen 
des SAP wie auch der ENP zollt die EU 
dem Faktor Migration und dem Bereich 
Migrationspolitik hohe Beachtung. Die 
Harmonisierung der nationalstaatlichen 
Regeln mit dem Schengen-/EU-Acquis 
zählt – einschließlich der Vereinbarung 
und Umsetzung eines bilateralen Rück-
übernahmeabkommens – dabei zu den 
großen Prüfsteinen einer weiteren Annä-
herung an die EU (Interviews EU-Kom-
missionsdelegation Kiew; Tirana). 

Der SAP ist daher wie die ENP Be-
standteil einer spezi ischen Form von 
„EU-Migrationsaußenpolitik“. Charakte-
ristisch für die Migrationspolitik der EU 
ist seit den 1990er Jahren nämlich, dass 
die Vergemeinschaftung innerhalb der 
EU durch Prozesse der Verlagerung mi-
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grationsbezogener Steuerungsaktivitäten 
begleitet wird – sowohl räumlich (Exter-
ritorialisierung) als auch akteursbezogen 
(Externalisierung). Das nach außen, auf 
Nicht-EU-Staaten und Nicht-EU-Akteure 
als Co-Akteure der Steuerung zielende 
Stand bein von EU-Migrationspolitik mar-
kiert dabei sowohl den Handlungsort als 
auch die Interventionsopportunitäten 
und -möglichkeiten von zwischenstaatli-
chen Organisationen, wie beispielsweise 
der IOM, und anderen Nicht-EU-Akteuren 
(dazu ausführlich: G  2011, S. 129-
136 u. 142-150).

„Der Europäische Rat ist der Ansicht, 
dass die Beziehungen zu den Drittlän-
dern, die nicht zur Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der illegalen Einwande-
rung bereit sind, systematisch evaluiert 
werden müssen [...]. Eine unzureichende 
Zusammenarbeit seitens eines Landes 
könnte einer Intensivierung der Bezie-
hungen zwischen dem betreffenden Land 
und der Union abträglich sein“ (E -

 R  2002, Punkt 34).
„[...] bei der Durchführung von Maß-

nahmen gegen die illegale [Migration] in 
Drittländern kann das Fachwissen inter-
nationaler Organisationen [und die Mög-
lichkeit der] Nutzung bereits vorhande-
ner Infrastrukturen zu Synergieeffekten 
führen“ (K   E  
G  2001a, Absatz 3.3).

Werden im ersten Zitat die Nicht-EU-
Staaten zu einer engen Präventions-
„partnerschaft“ verp lichtet, deutet sich 
im zweiten Zitat der Nutzen an, den sich 
die EU von der Inanspruchnahme inter-
nationaler Organisationen verspricht. 
Mittels einer textanalytischen Auswer-
tung relevanter EU-Dokumente lässt sich 
die Bedeutung bzw. Abhängigkeit der EU 
von diesen Organisationen klar heraus-
arbeiten: IOM und andere Nicht-EU-Ak-
teure sollen im Auftrag der EU in den mi-
grationspolitischen Außenbeziehungen 
aktiv werden; der ihnen zugewiesene 
Handlungsort liegt dabei ausschließlich 
in den Nicht-EU-Staaten (dazu ausführ-
lich: G  2011, S. 142-150). Hieraus 
folgt: Die EU-Migrationspolitik erfährt 
eine entscheidende Erweiterung mittels 
der Fusion von EU-Steuerungsvorstellun-

gen mit den steuerungsbezogenen Rati-
onalitäten und Ansätzen der IOM und an-
deren Organisationen, wie beispielswei-
se dem ICMPD (International Centre for 
Migration Policy Development), der OSCE 
(Organisation for Security and Co-Opera-
tion in Europe) oder auch dem UNHCR 
(United Nations High Commissioner for 
Refugees) (Tab. 2).

Europäisierung des Raumes und die 
Verräumlichung von EU-Migrations-
politik
Der diskutierte Fall einer migrationspo-
litischen Europäisierung von Nicht-EU-
Staaten durch Nicht-EU-Akteure markiert 
nicht nur ein politikwissenschaftlich äu-
ßerst interessantes Untersuchungsthema. 
Die Verzahnung des internationalen „Ma-
nagements“ von Migration mit der Euro-
päisierung von Migrationspolitik stellt 
insbesondere für die Politische Geogra-
phie und die Geographische Migrations-
forschung ein interessantes Forschungs-
feld dar – Praxen der strategischen Ver-
räumlichung begleiten nämlich beide 
Prozesse und bewirken damit eine (Re-)
Konstruktion von (neuen) Räumen der 
Sicherheit und Intervention.

Wie sich auf der Basis einer textanaly-
tischen Auswertung relevanter Verlaut-
barungen belegen lässt, dient Raum in 
den migrations- und steuerungsbezoge-
nen Diskursen der EU zunächst als Beob-
achtungs- und Argumentationskonzept: 
Während Migration vornehmlich am Bei-
spiel der illegalen Migration und des 

Schmuggels bzw. Handels mit Menschen 
thematisiert und damit als ernste Gefahr 
illustriert wird (G  2011, S. 113-120), 
legt die EU dem Leser zugleich einen 
räumlichen Blick auf die Gebiete/Länder/
Weltregionen nahe, aus denen das Prob-
lem bzw. die Gefahr der internationalen 
Migration (angeblich) droht: 

„Albanien ist sowohl Quellgebiet als 
auch Transitzentrum des Menschenhan-
dels [...]. Die illegale Einwanderung [von 
Albanern in die EU] und der Waffenhan-
del sind [...] Bereiche, die bei der EU Be-
sorgnis wecken [...]“ (K   
E  G  2001b).

In einem anderen Bericht der Europä-
ischen Kommission wurde Albanien in 
gleicher Weise, zusammen mit den ande-
ren Staaten des „westlichen Balkans“, 
auch als „[...] eines der Einfalltore in die 
Europäische Union für kriminelle Aktivi-
täten, illegale Einwanderung und andere 
Bedrohungen [...]“ (K   E -

 G  2003, Ab-
satz 1.1) bezeichnet. Ähnlich wie Albani-
en besitze aber auch die Ukraine, so die 
Europäische Kommission, eine prädesti-
nierte „Raumlage“, sie diene als „Migrati-
onsdrehscheibe“ zwischen dem westli-
chen und östlichen Europa bzw. Europa 
und Asien. Außerdem sei die Ukraine 
mittlerweile selbst ein „Warteraum“ ille-
galer Migranten geworden:

„In terms of the migration situation, 
Ukraine is both a source [...] and a transit 
country for illegal migrants to the EU. [...] 
Migrants to Ukraine come not only from 

Gründung/Hauptsitz 1993, Wien 1951, Genf 1995, Wien 1950, Genf

Website www.icmpd.org www.iom.ch www.osce.org www.unhcr.org
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Die vier internationalen Regierungsorganisationen 
ICMPD, IOM, OSCE und UNHCR

Tab. 2: Die vier internationalen Regierungsorganisationen ICMPD, IOM, OSCE und UNHCR
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neighbouring countries such as Russia, 
Moldova and Belarus but also from Asian 
countries such as China, Pakistan and Vi-
etnam. Estimates regarding the total 
number of illegal migrants vary widely; 
[in Ukraine] there could be as many as 6 
million” (K   E  
G  2007, Annex 5).

Mittels gezielter Verweise wird die Auf-
merksamkeit einseitig auf die beiden Län-
der oder bestimmte Raumkategorien jen-
seits bzw. außerhalb der EU-Außengrenze 
gelenkt; ausschließlich dort, in Albanien, 
der Ukraine oder den „Drittstaaten“ bzw. 
in „Osteuropa“ liegen die „Wurzeln“ des 
Migrationsproblems – so die vermittelte 
Botschaft. Erkennbar ist der Versuch, das 
Wanderungsproblem außerhalb der EU 
zu verorten und verortet zu halten. Indem 
die Aufmerksamkeit auf andere Raumein-
heiten gelenkt wird, gerät aus dem Blick, 
dass auch die EU als Zielregion für die In-
itiierung und Aufrechterhaltung von (il-
legalen) Wanderungsströmen eine Mit-
verantwortung trägt und nicht wenige 
Ökonomien in der EU einen nicht uner-
heblichen Nutzen aus der Beschäftigung 
von (illegalen) Migranten ziehen.

Fragt man im Anschluss an die neuere 
sozialgeographische Diskussion zu Raum 
(M  2002a und 2002b; P  
2007; R  2005) nach der 
Funktion, die diese Kategorie im Sozial-
Gesellschaftlichen und hier spezi isch im 
Zuge der EU-Migrationspolitik über-
nimmt, so lassen sich aus den Verlautba-
rungen der EU die folgenden Ergebnisse 
ableiten (G  2011, S. 154-157): Eine 
erste Funktion könnte als Konkretisierung 
bezeichnet werden: Indem mittels klar 
und simpel erscheinender räumlicher 
Verweise „erläutert“ wird, von wo nach 
wohin Wanderungsbewegungen verlau-
fen, welche Länder bzw. Räumeinheiten 
von Zuwanderung „betroffen“ sind und aus 
welchen Raumeinheiten die „Gefahr“ der 
Migration droht, wird der Anschein er-
weckt, Migration sei konkret fassbar und 
übersichtlich. Damit lässt sich der Ein-
druck vermitteln, dass Migration tatsäch-
lich steuerbar ist. Durch den Einsatz räum-
licher Verweise wird Migration als ein 
räumlich gebundenes Phänomen (re-)kon-

struiert und im Hinblick auf als „gegeben“ 
erachtete Raumeinheiten veranschaulicht. 
Die Funktion der Konkretisierung wird 
durch die Möglichkeit der Lokalisierung 
unterstützt: Die mi  gra  ti on sauslösenden 
„Push-Faktoren“ werden bestimmten 
Raumcontainern zugeordnet, wodurch 
sie gewissermaßen zum festen „Inventar“ 
dieser Raumeinheiten werden. Eine wei-
tere Funktion von Raum, die mit der Kon-
kretisierung und Lokalisierung verknüpft 
ist, könnte man als Visibilisierung be-
zeichnen: Mit Hilfe des gezielten Verwei-
ses auf bestimmte Raumeinheiten wer-
den diese sichtbarer, während andere 
(wie zuvor beschrieben beispielsweise 
die EU) mehr oder weniger aus dem 
Blickfeld „verschwinden“. Auch angebli-
che „Hauptmigrationsrouten“ oder „tra-
ditionelle Migrationspfade“ werden mit-
tels gezielter räumlicher Verweise auf 
Kosten alternativer Migrationswege be-
tont. Damit lässt sich der Eindruck ver-
mitteln, es seien vor allem oder sogar nur 
die EU-Staaten, die von illegaler Migrati-
on, Menschenhandel und anderen migra-
tionsbezogenen Problemen betroffen 
sind. Die gezielte Verwendung von raum-
bezogenen Verweisen führt schließlich zu 
einer Reduktion von Komplexität: Vieles, 
was zu internationaler Migration eben-
falls oder sogar unbedingt zu erwähnen 
wäre, wird mit Hilfe von raumbezogenen 
Verweisen und Verortungen gezielt aus-
geblendet oder auf wenige, gut zu über-
blickende „Tatbestände“ reduziert. 
Schließlich lässt sich noch eine fünfte 
Funktion identi izieren: die Stabilisierung 
im Sinne einer argumentativen Abstüt-
zung sozialer Sachverhalte oder politi-
scher Projekte mittels Raum: Auf Raum 
wird im Diskurs zu Migration und Migra-
tionssteuerung bewusst referiert, um be-
stimmte symbolische Ordnungen und 
Sinnzusammenhänge in sozialen Kollek-
tiven zu stabilisieren, unter anderem las-
sen sich damit räumlich geschlossene 
„Schicksalsgemeinschaften“ konstruieren: 

„[Nur ein] schlüssiger, wirksamer und 
gemeinsamer Schutz der Außengrenzen 
der EU-Mitgliedsstaaten [kann] zur Si-
cherheit der Bürger beitragen [...] und ih-
nen das Gefühl vermitteln [...], dass sie 

Teil eines gemeinsamen Raums und einer 
Schicksalsgemeinschaft sind“ (K -

  E  G -
 2002b, Einleitung).

Im „Tampere Programm“ (2000-2004; 
E  C  1999) und seinen 
Nachfolgeprogrammen, dem „Haager“ 
und „Stockholmer Programm“ (2005-
2009 bzw. 2010-2014; E  
R  2004; C    E  
U  2009), verfolgt die EU das Anlie-
gen, auf dem Territorium ihrer Mitglieds-
staaten eine eben solche räumlich um-
grenzte Schicksalsgemeinschaft zu schaf-
fen, den so genannten „Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“:

„Die Sicherheit der Europäischen Uni-
on und ihrer Mitgliedsstaaten ist dringli-
cher denn je, insbesondere in Anbetracht 
der Terroranschläge, die am 11. Septem-
ber 2001 in den Vereinigten Staaten und 
am 11. März 2004 in Madrid verübt wur-
den. Die Bürger Europas erwarten zu 
Recht von der Europäischen Union, dass 
sie im Hinblick auf die grenzüberschrei-
tenden Probleme wie illegale Einwande-
rung, Menschenhandel und -schmuggel, 
Terrorismus sowie organisierte Krimina-
lität und deren Verhütung gemeinsam 
und noch wirksamer vorgeht, dabei je-
doch die Achtung der Grundfreiheiten 
und -rechte sicherstellt“ (E  
R  2004, Einleitung).

Illegale Einwanderung, Menschenhan-
del und -schmuggel werden aus einer ein-
seitig auf Sicherheit ixierten Perspektive 
betrachtet; das dominante Interesse an 
Sicherheit und das Bestreben nach einer 
„Versicherheitlichung“ von Migration ste-
hen eindeutig im Vordergrund. Mit dem 
Rückgriff auf Raum wird suggeriert, die 
EU stelle sich als ein „quasi-staatliches“ 
Territorium dar – eine ungeachtet aller in-
ternen Differenzen räumlich nach außen 
abgeschlossene Gemeinschaft: Jeder, der 
ihr angehört, hat einen „festen Platz“ und 
„ist gut aufgehoben“ in einer ansonsten 
unsicheren, instabilen Welt. Im Umkehr-
schluss heißt das allerdings ebenso, dass 
alle im gleichen Boot sitzen und die EU 
dazu verp lichtet ist, gegen die von außen 
drohenden Gefahren vorzugehen. Der 
„Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
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des Rechts“ ist nach Ansicht der EU ein 
ernsthaft gefährdeter Raum, da er „einge-
kreist“ ist durch eine Vielzahl von „rele-
vanten Herkunftsregionen“; buchstäblich 
aus all diesen Gefahrenräumen drohen 
unerwünschte Wanderungsbewegungen: 

„In diesem Zusammenhang ist zu be-
rücksichtigen, dass Afrika und die Mittel-
meerländer zwar in dieser Mitteilung im 
Mittelpunkt stehen, aber nur zwei der re-
levanten Herkunftsregionen darstellen. 
Die Migrationsproblematik ist ein we-
sentlicher Bestandteil des Dialogs zwi-
schen der EU und ihren östlichen Nach-
barn [...]. Migrationsströme gehen auch 
von Lateinamerika und dem karibischen 
Raum aus [...] Außerdem haben viele Mi-
grationsströme in Asien ihren Ursprung 
[...]“ (K   E  G -

 2005, Teil 1).
Zum Schutz der EU wurden räumlich 

aufgespannte Begleitprozesse zu den an-
gesprochenen Handlungsprogrammen 
entworfen, so beispielsweise die „Euro-
päische Sicherheitsstrategie“ (ESS). Die-
se verfolgt das Ziel, „[...] östlich der  Eu-
ropäischen Union und an den Mittelmeer-
grenzen ein[en] Ring verantwortungsvoll 
regierter Staaten zu schaffen [...]“ (E -

 R  2003, Kapitel II) und damit 
allen drohenden Gefahren bereits exter-
ritorial zu begegnen. Zu den räumlich 
nach außen aufgespannten Begleitprojek-
ten zur ESS und zum „Haager-„ bzw. heu-
tigen „Stockholmer Programm“ zählen 
auch der SAP und die ENP (C  

  E  C  2000; 
K   E  G -

 2002a). Während die SAP-Staa-
ten als künftige Beitrittskandidaten gel-
ten, sollen die ENP-Staaten, wie in der 
ESS angedacht, um die EU-, die SAP- so-
wie die Schengener Mitgliedsstaaten he-
rum einen stabilen „Circle of Friends“ bil-
den (C    E  C -

 2003). Die Europäisierung der 
Migrationssteuerung bleibt somit nicht 
auf den „Raum der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts“ beschränkt. Viel-
mehr „stülpt“ die EU über die Drittstaa-
ten ein Ge lecht von Forderungen und 
Vorschlägen über. Raum fungiert deshalb 
nicht nur als ein strukturierendes Beob-

achtungs- und Argumentationskonzept. 
Raum ist auch selbst als Mittel der Steu-
erung – als Steuerungskonzept – ange-
dacht. Suggeriert wird, dass man illegale 
Migration durch raumbezogene und 
räumlich ausgerichtete Eingriffe und 
Steuerungsprojekte steuern könne. Wäh-
rend sich die EU als „Raum der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts“ konstitu-
ieren will, nimmt sie ihr nahes und weiter 
entfernt liegendes Umfeld als Gefahren-
raum wahr. Ausgehend von der Annahme, 
dass die Ursachen von un erwünschten 
Wanderungsbewegungen vornehmlich 
oder ausschließlich in Raumeinheiten au-
ßerhalb der EU zu suchen seien, wird die 
Argumentation verfolgt, dass es deshalb 
auch sinnvoll sei, dort (jenseits der EU-
Außengrenze) mit raumorientierten Ein-
griffen die Ursachen anzugehen. Die als 
Gefahrenräume beobachteten Raumein-
heiten werden damit zu den „logischen 
Interventionsräumen“ der EU und ihrer 
extern hinzugezogenen Dienstleister 
(u.a. IOM). 

Die Implementation externali-
sierter und exterritorialisierter 
Steuerungseingriffe
2006 und 2007 schlossen sich das ICMPD, 
die IOM, die OSCE und das UNHCR in Be-
zug auf das aktuelle und in Zukunft zu er-
wartende Wanderungsgeschehen in Al-
banien und der Ukraine weitgehend den 
Problematisierungen der EU an (Inter-
views ICMPD, IOM, OSCE, UNHCR: Kiew; 
Tirana). In ganz ähnlicher Weise verorte-
ten sie das Problem und die Gefahr ille-
galer Migration außerhalb der EU; dabei 
konnotierten sie die beiden Länder wie-
derholt als äußerst problematische Her-
kunfts- und Transitländer: 

„[…] Albania however is still a country 
at risk, the wishes to emigrate are still 
strong, we could even face up with a new 
mass emigration […]” (Interview OSCE 
Tirana).

„Emigration of Ukrainians has been re-
duced to some extent, but Ukraine has 
still high potential, the lows are mixed, 
asylum seeking, traf icking, smuggling, le-
gal and illegal migration, not to forget a 
considerably high transit migration of 

foreign nationals through Ukraine and 
many of them end up involuntarily in 
Ukraine.« (Interview IOM Kiew)

„Ukraine is currently ‚the’ transit coun-
try for the EU. We are concerned about 
rising transit lows” (Interview IOM 
Kiew).

An die Wahrnehmung und Problemati-
sierung Albaniens und der Ukraine als 
Gefahren- und damit logische Interventi-
onsräume, die mehr oder weniger auch 
durch den wichtigsten Auftrag- und Geld-
geber der vier genannten Organisatio-
nen – die EU – vorgegeben war, knüpften 
sich verschiedene Aktivitäten, mit denen 
die IOM, das ICMPD, die OSCE und das 
UNHCR in das lokale Wanderungsgesche-
hen einzugreifen versuchten (dazu auch: 
G  2007; G  2008). Der am Bei-
spiel Albaniens diskutierte Entwurf und 
die Umsetzung nationaler Handlungsstra-
tegien stellt dabei ein einzigartiges Bei-
spiel aus einer Vielzahl teils sehr unter-
schiedlicher Aktivitäten dar, mit denen 
die vier Nicht-EU-Akteure in den beiden 
Nicht-EU-Ländern intervenierten. Zu den 
Aktivitäten von ICMPD, IOM, OSCE und 
UNHCR zählte auch die Produktion und 
Vermittlung migrationsbezogener Wis-
sensbestände/Daten, um den Fortschritt 
Albaniens und der Ukraine bei der Annä-
herung an die Vorgaben der EU beurtei-
len zu können. In den Gesprächen mit 
Vertretern der EU (Interviews EU-Kom-
missionsdelegation Kiew; Tirana) wurde 
wiederholt auf das „Yearbook on Illegal 
Migration, Human Smuggling and Traf-
icking in Central and Eastern Europe“ 

hingewiesen. Dieses Jahrbuch wird seit 
1998 vom ICMPD herausgegeben und 
enthält u.a. die Aufgriffzahlen illegaler 
Migranten in mehr als 20 mittel- und ost-
europäischen Staaten (u.a. ICMPD 2008). 
Wie eine Vertreterin des ICMPDs berich-
tete, instruiert das ICMPD die am Jahr-
buch beteiligten Herkunfts- und Transit-
länder, wie die erforderlichen Daten zu 
erheben sind, um eine Vergleichbarkeit 
zu gewährleisten. In vielen Fällen über-
nehme das ICMPD ebenso die Au berei-
tung der Rohdaten. Schließlich komme 
dem ICMPD oft noch die Aufgabe der In-
terpretation zu. In den ICMPD-Jahrbü-
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chern inden sich deshalb auch Erläute-
rungen dazu, wie sich die nationale Mi-
grationspolitik der untersuchten Länder 
seit dem vorangegangenen Jahrbuch ver-
ändert hatte und welche Konsequenzen 
bestimmte Maßnahmen mit sich gebracht 
hatten (Interview ICMPD Tirana). Auf das 
besagte Jahrbuch beriefen sich 2006 und 
2007 verschiedene andere Publikationen 
des ICMPD, zu denen unter anderem der 
„Overview of the Migration Systems in 
the CIS Countries“ und der Bericht „EU 
Justice, Freedom and Security Assess-
ment Missions to Ukraine“ zählten 
(ICMPD 2005b; ICMPD 2006). Diese Ver-
öffentlichungen dienten in der Regel als 
Argumentationsbasis für die verschiede-
nen operativen ICMPD-Projekte. Indem 
das ICMPD Datenmaterial erhob oder 
sammelte, interpretierte und auf Wunsch 
verfügbar machte, empfahl es sich letzt-
lich gegenüber der EU sowie den Regie-
rungen Albaniens und der Ukraine auch 
als kompetenter und sachkundiger Im-
plementationspartner.

Ein wichtiges Betätigungsfeld der IOM 
und der OSCE stellten in den vergange-
nen Jahren Informationskampagnen dar, 
mit denen man die albanische und ukra-
inische Bevölkerung über die Möglichkei-
ten und Chancen, aber auch die Gefahren 
von Migration aufzuklären versuchte. 
„The only way is the legal way. Promoting 
Safe and Orderly Migration“ – mit diesem 
Slogan und anderen Parolen warb die 
IOM in Albanien und der Ukraine 2006 
und 2007 für Betreuungs- und Informa-
tionsdienstleistungen, die gezielt auf aus-
wanderungswillige Personen zugeschnit-
ten waren (IOM T  2006). Ihre Infor-
mations- und Unterstützungsangebote 
für (potenzielle) Migranten verstand die 
IOM dabei in erster Linie auch als wich-
tigen Beitrag zur Prävention des Men-
schenhandels und -schmuggels sowie al-
len Fällen der unüberlegten, spontanen 
und illegalen Migration (Interview IOM 
Tirana).

Ein weiteres wichtiges Tätigkeitsfeld 
des ICMPDs und der IOM bestand in der 
Anleitung, Begleitung und operativ-tech-
nischen Unterstützung des albanischen 
und ukrainischen Grenzschutzes. Unter 

anderem trugen die beiden Organisatio-
nen maßgeblich zum Entwurf nationaler 
Grenzschutzstrategien bei, die sich an 
den Vorgaben und Forderungen der EU 
orientierten. Das ICMPD evaluierte dazu 
im Vorfeld unter anderem die Grenzkon-
trollen am Flughafen Tirana und legte 
Empfehlungen für ein „Blue Border Ma-
nagement System“ entlang der Adria vor 
(ICMPD 2005a). Während dem ICMPD 
und der IOM in Albanien auf dem Gebiet 
des Grenzschutzmanagements bereits 
eine große Rolle zukam, stand das Enga-
gement der beiden spezialisierten IRO in 
der Ukraine zum Zeitpunkt der Befragun-
gen (2006 und 2007) noch relativ am An-
fang. Das mag ein wesentlicher Grund da-
für gewesen sein, warum die IOM für das 
Jahr 2006 von der EU und anderen Geld-
gebern einen recht hohen Betrag von 5,3 
Mio. US-Dollar verlangte, um mit diesen 
Mitteln den Grenzschutz in der Ukraine 
zu verbessern (IOM 2005, S. 81).

Unter der Bezeichnung „Voluntary As-
sisted Return and Reintegration Pro-
grammes“ offerierte die IOM in Albanien, 
der Ukraine und in vielen anderen Län-
dern außerdem maßgeschneiderte Trans-
port- und Reintegrationslösungen, die 
sich an illegal im Ausland au hältige Mi-
granten richteten oder an Personen, de-
ren Asylbegehren abgelehnt worden war 
oder die aus anderen Gründen in ihre 
Heimat zurückkehren mussten oder woll-
ten. Zwischen 2002 und 2006 brachte die 
IOM im Rahmen ihrer Programme schät-
zungsweise rund 400 dieser „freiwilligen 
Rückkehrer“ zurück nach Albanien. Die 
„freiwillige Rückkehr“ der IOM unter-
schied sich von der zwangsweise vorge-
nommenen Abschiebung (Deportation) 
darin, dass keine polizeiliche Gewalt ein-
gesetzt und inanzielle wie materielle 
Beihilfen geleistet wurden, um den Rück-
kehrern Anreize zu bieten, „freiwillig“ in 
die Heimat zurückzukehren. Die befrag-
ten Vertreter der IOM insistierten sehr 
auf dem „freiwilligen“ Charakter ihrer 
Programme und wehrten sich gegen den 
Vorwurf, die IOM unterstütze mittels ih-
rer Rückkehrprogramme die Abschiebe-
politik der EU-Staaten und anderer Län-
der (Interviews IOM Kiew; Tirana).

Das UNHCR war während des Untersu-
chungszeitraums gemäß seines Mandates 
vor allem auf dem Gebiet der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik tätig. In Albanien besaß 
das UNHCR 2007 die Möglichkeit, die Be-
hörden bei der Prüfung von Asylanträgen 
zu überwachen und diesen Rat und Unter-
stützung zukommen zu lassen. In der 
Ukra ine hingegen waren viele Entschei-
dungsprozesse der Behörden selbst für 
das UNHCR undurchsichtig (Interviews 
UNHCR Kiew; Tirana) und führten wieder-
holt zu Verärgerung aufseiten des UNHCR 
und der lokalen Nichtregierungsorganisa-
tionen. Als ein großes Problem empfanden 
die UNHCR-Vertreter, dass in Albanien und 
der Ukraine 2006 und 2007 noch keine ad-
äquaten und ausreichenden Unterkunfts-
möglichkeiten für Asylantragsteller be-
reitstanden und durch die beiden Staaten 
außerdem auch kaum Unterstützungs- 
und Integrationsangebote für Asylsuchen-
de und anerkannte Flüchtlinge angeboten 
wurden. Das UNHCR sah sich deshalb in 
beiden Ländern dazu veranlasst, mit Hilfe 
der Transferzahlungen der EU lokale 
nichtstaatliche Organisationen inanziell 
und durch Trainings zu unterstützen, da-
mit diese entsprechende Hilfsangebote 
und -leistungen anbieten konnten.

Die immense Bedeutung, die der EU in 
den vergangenen Jahren als Auftrag- und 
Geldgeber steuerungsbezogener Maß-
nahmen und als wichtigstem „Donor“ in-
ternationaler Regierungsorganisationen 
zukam, lässt sich exemplarisch mit Hilfe 
einiger Zahlenangaben verdeutlichen 
(dazu ausführlich: G  2011, S. 218-
222): Zwischen 2001 und 2003 wurden 
durch die EU rund 440.000 Euro an das 
ICMPD gezahlt, um damit die Grenz-
schutzmaßnahmen Albaniens zu verbes-
sern; im gleichen Zeitraum wurde das 
UNHCR mit rund 730.000 Euro unter-
stützt, um in Albanien ein EU-konformes 
Asylverfahren einzuführen. Die IOM er-
hielt 2006 bis 2008 wiederum rund 1,5 
Mio. Euro für Maßnahmen, die angedacht 
waren, die Umsetzung des bilateralen 
Rückübernahmeabkommens zwischen 
der EU und Albanien einzuleiten. Für 
Maßnahmen in der Ukraine erhielt das 
ICMPD für die Jahre 2004 bis 2006 rund 
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630.000 Euro von der EU, um der ukrai-
nischen Verwaltung dabei zu helfen, fäl-
schungssichere Ausweisdokumente ein-
zuführen und gefälschte Dokumente bes-
ser identi izieren zu können. Die IOM 
erhielt zwischen 2006 und 2008 rund 1,8 
Mio. Euro, um in der Ukraine und in der 
benachbarten Republik Moldau verschie-
dene Maßnahmen (u.a. Informationskam-
pagnen) gegen den Menschenhandel zu 
ergreifen. Die gleiche Summe erhielt das 
ICMPD mit der Vorgabe, die ukrainischen 
Behörden mittels „Capacity Building“ bei 
der Prävention und Unterbindung illega-
ler Migration zu unterstützen (C -

   E  C  
2001a, 2001b, 2002, 2005; E A  
2010).

Im Hinblick auf die Effekte und die 
Wirksamkeiten der verschiedenen Maß-
nahmen ist zu sagen, dass sich diese lei-
der nur schwer, indirekt und in vielen 
Fällen sogar überhaupt nicht abschätzen 
lassen, da hierzu entweder keine oder 
nur unzureichende und meist zugleich 
widersprüchliche Informationen und 
Daten vorliegen. Nimmt man die Auf-
griffzahlen illegaler Migranten entlang 
der Grenzen von Albanien und der Ukra-
ine sowie Daten zu den Aufgriffen ille-
galer albanischer und ukrainischer Mi-
granten innerhalb der EU als Indikato-
ren, sprechen diese aufgrund ihrer 
widersprüchlichen Tendenzen kaum für 
einen Erfolg der intensivierten Grenz-
schutzmaßnahmen (ausführlich dazu: 
G  2011, S. 234-242). Auch die in 
großem Stil implementierten Informati-
onskampagnen sind im Hinblick auf ihre 
tatsächlichen Effekte und ihre Effektivi-
tät eher anzuzweifeln. Ein Indiz, das für 
einen Rückgang des Problems Men-
schenhandels aufgrund gelungener Maß-
nahmen spräche, könnte darin gesehen 
werden, dass die IOM seit 2005 keinen 
„Annual Report on Traf icking in South-
Eastern Europe“ mehr herausgegeben 
hat; auf die Frage nach den aktuellen 
Opferzahlen zeigten sich die befragten 
Vertreter der IOM und OSCE in den In-
terviews überdies sehr verschlossen, 
was ebenfalls für einen Rückgang des 
Menschenhandels spricht und dafür, 

dass nun ein wichtiges Tätigkeitsfeld in-
ternationaler Regierungsorganisationen 
obsolet geworden ist (Interviews IOM; 
OSCE: Tirana; Kiew). Es würde sich dann 
aber die Frage stellen, warum die be-
fragten Organisationen nicht offen über 
den Erfolg ihrer Maßnahmen sprechen 
und konkrete Zahlen nennen. Eventuell 
wiegt das Interesse mehr, die bisherigen 
Maßnahmen auch künftig fortzusetzen 
und weiter von EU-Zahlungen pro itie-
ren zu können. Zweifel bezüglich der An-
gemessenheit, Wirksamkeit und schließ-
lich auch der Nachhaltigkeit der einzel-
nen Steuerungsmaßnahmen von IRO 
stellen sich überdies auch im Hinblick 
auf die IOM Rückführungs- und Reinte-
grationsprogramme (G  2011, 
S. 234-242), zu denen interessanterwei-
se ebenfalls keine bzw. keine verlässli-
chen Zahlenangaben zu erhalten waren.

Schlussbetrachtung
Die empirischen Befunde zur Europäisie-
rung der Migrationspolitik und den Steu-
erungsaktivitäten internationaler Regie-
rungsorganisationen weisen darauf hin, 
dass der Politikbereich Migration als Zu-
ständigkeitsbereich nicht mehr aus-
schließlich den Regierungen und Behör-
den der Einzelstaaten vorbehalten ist. 
Eine wichtige Teilkomponente der EU-
Migrationspolitik besteht seit den 
1990er Jahren darin, dass die EU be-
stimmte Steuerungsaufgaben verlagert, 
auf Nicht-EU-Staaten (Exterritorialisie-
rung) und Nicht-EU-Akteure (Externali-
sierung). Im Hinblick auf die Umsetzung 
exterritorialer und externalisierter Steu-
erungsmaßnahmen kommt internationa-
len Regierungsorganisationen eine her-
ausragende Bedeutung zu. Das Zusam-
mentreffen der Steuerungsbestrebungen 
und Auftragsvergaben der EU mit dem 
selbstbestimmten „Management von Mi-
gration“  der IOM und den Aktivitäten 
von anderen Nicht-EU-Akteuren mar-
kiert ein interessantes politisch-geogra-
phisches Forschungsfeld: Wie gezeigt 
wurde, basiert die gemeinsame Migrati-
onspolitik der EU auf zahlreichen Praxen 
der strategischen Verräumlichung und 
der (Re-)Konstruktion von (neuen) Räu-

men der Sicherheit und Intervention. 
Gleiches lässt sich in Bezug auf die Steu-
erungsaktivitäten der untersuchten 
Nicht-EU-Akteure ICMPD, IOM, OSCE und 
UNHCR sagen: 

„Of course, we feel that it is necessary 
to act here, here in Ukraine, to support 
the country, because here are many of the 
problems located. It is necessary to bet-
ter manage migration here, emigration of 
Ukrainians or transit migration, both 
here [...] Here are the needs located. If we 
are able to manage migration here in 
Ukraine, we can help the country and, in 
the end, we also help the EU. Of course, 
the EU is trying to promote its own idea 
of a so-called ‚Area of Freedom, Security 
and Justice’, but we actually feel, apart 
from that, the need to act here. We are a 
non-EU-actor, we take into consideration 
what the EU is trying to achieve, but our 
policy is different and it is independent 
of the EU. Of course we support the EU in 
some activities, but we also try to support 
the Ukrainian government in inding an-
swers, both to migration as well as to EU 
demands” (Interview IOM Kiew).

Wie das ICMPD, das im Zuge seiner 
„Beobachtungsmissionen“ zur Ukraine di-
rekt auf das „EU-Raumprojekt“ referiert 
(siehe ICMPD 2006), bezieht sich in dem 
angegebenen Zitat auch die IOM auf den 
„Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts“ – eben genau das besagte 
Raumkonstrukt der EU, das die IOM ger-
ne mit voranzutreiben versuche, auch 
wenn sie sich in erster Linie der eigenen 
Organisationspolitik/-logik und (angeb-
lich, wie vorgegeben wird) den ukraini-
schen Interessen verp lichtet fühle.

Ausgehend von W  (1997) und 
dessen Anregungen zu „normativ-politi-
schen Regionalisierungen“ sowie im An-
schluss an die Diskussionen um „Trans na-
ti onale/-staatliche Räume“ (F  2000; 
P  1997) und die „neuen Geographien 
der Migration“ (H  2007), könnte 
argumentiert werden, dass auch die EU 
und ihre externen Dienstleister eigene 
„Geographien“ erzeugen; in ihrem Fall 
handelt es sich dabei um neue „Räume 
der Steuerung“. Wie im Fall der IOM und 
ihrer Migrationsstrategie für Albanien er-
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läutert wurde, dienen internationale Re-
gierungsorganisationen der EU dazu, 
Drittstaaten in migrationspolitische In-
terventionsräume zu verwandeln; die EU 
„europäisiert“ mittels der Unterstützung 
durch Nicht-EU-Akteure problematisch 
erscheinende Nicht-EU-Staaten wie Alba-
nien und die Ukraine. Zusammen mit 
W  (2006, S. 193-194), der eben-
falls die Entstehung von neuen „Spaces of 
Border Control“ beobachtet, weist auch 
eine Vielzahl anderer Autoren auf die 
mittlerweile sehr deutlich hervortreten-
de, charakteristische und facettenreiche 
Reartikulation des Räumlichen (Bedeu-
tung strategischer Verortungsweisen und 
neuer Raumkonstrukte sowie Prominenz 
räumlich ausgerichteter Steuerungsein-
griffe) im Zuge von EU-Migrationspolitik 
hin, wenn sie von „Remote Control“ bzw. 
von einer „EU External Governance in Wi-
der Europe“ sprechen (G  u. L -

 2000; L  2004). 
Die Paradoxie, dass die migrationspo-

litische Europäisierung des Raumes und 
die Verräumlichung von EU-Migrations-
politik im Wesentlichen durch Nicht-EU-
Akteure vorangetrieben werden, betrifft 
ein bisher relativ unerforschtes For-
schungsfeld. Der spezi ische, zunächst 
recht paradox anmutende Fall von Euro-
päisierung verliert seine Paradoxie al-
lerdings, sobald man sich die steue-
rungsbezogenen De izite der EU genau-
er vor Augen führt: Mit Ausnahme der 
vergleichsweise noch relativ kleinen und 
schwachen Agentur FRONTEX besitzt 
die EU keine eigenen Steuerungsakteu-
re i.e.S.; außerdem mangelt es, selbst 
was den relativ stark vergemeinschafte-
ten Bereich der Grenzschutzpolitik und 
der Bekämpfung der illegalen Migration 
anbelangt, bis heute oft an einem grund-
legenden Konsens zwischen den Mit-
gliedsstaaten und den Institutionen der 
EU. So heißt es beispielsweise in einer 
Mitteilung der Europäischen Kommissi-
on, dass die EU bisher, was

„[...] die außenpolitische Dimension der 
Politik auf dem Gebiet der Kontrollen an 
den Außengrenzen und deren Überwa-
chung [anbelange]“, nicht fähig sei, „[...] 
mit einer Stimme [die Vorstellungen der 

EU] zu artikulieren [...]“, und dass die „[...] 
Fähigkeit der EU, ihre eigene Politik durch-
zusetzen [regelmäßig bei] Verhandlungen 
oder Beratungen mit Drittländern sowie 
in den Fachgremien internationaler Orga-
nisationen [auf dem] Prüfstand [stehe, so-
bald es] direkt oder indirekt um Grenzkon-
trollen geh[e]“ (C    E -

 C  2002, Kapitel I.5).
Letzten Endes kann die Europäisierung 

von Nicht-EU-Staaten durch Nicht-EU-Ak-
teure demzufolge auch als relativ para-
digmatisch für die Migrationspolitik der 
EU erachtet werden. Man könnte argu-
mentieren, dass nur aufgrund der Tatsa-
che, dass sich auf globaler und regiona-
ler (europäischer) Ebene zwischenstaat-
liche Organisationen wie die IOM und 
andere Co-Akteure anbieten, die EU als 
Organisation in eine tatsächlich Erfolg 
versprechende Position gelangt, ihre 
Steuerungsvorstellungen „offshore“ 
(jenseits der Grenzen der EU) umsetzen 
zu können –  also an den Orten bzw. in 
den Räumen, die als Implementations-
gebiete „logisch“ erscheinen. Im Zuge 
der Externalisierung und Exterritoria-
lisierung von Migrationssteuerung durch 
die EU und des Auftretens von IOM und 
anderen „Managern“ lässt sich eine trans-
versale Verschneidung der bisher ge-
wohnten Maßstabsebenen (Scales; vgl. 
D  u. L  1997) des Migrati-
onspolitischen beobachten. Auf der „lo-
kalen“ Implementationsebene (Albanien 
bzw. Ukraine) treten neben regionalen 
EU-Akteuren auch Organisationen auf, 
die bisher üblicherweise auf der Ebene 
der zwischenstaatlichen oder globalen 
Politik verortet wurden. Die EU nimmt 
bewusst den Umweg über diese interna-
tionalen und global agierenden Akteure 
(Beispiel ICMPD, IOM, OSCE und UNHCR), 
um damit ihr Steuerungsde izit auszu-
gleichen, direkt auf den Kontext der Im-
plementationsstaaten einzuwirken, und 
damit auf die dort angesiedelten staatli-
chen und nichtstaatlichen Akteure Druck 
auszuüben – Druck, der dann dazu bei-
trägt, dass Migrationsbewegungen be-
reits auf der lokalen Handlungsebene im 
Interesse der EU gesteuert oder „gema-
nagt“ werden (vgl. der „Boomerang-Ef-

fekt“ beschrieben bei K  u. S  
1998; S  1999). Zugleich bindet die 
EU aber auch die Regierungen Albaniens 
und der Ukraine ein, beispielsweise im 
Rahmen des SAPs oder der ENP. Man 
könnte deshalb argumentieren, dass die 
staatlichen Akteure des Implementati-
onslandes letztlich ebenfalls Funktionen 
auf der international-zwischenstaatli-
chen und regionalen (EU-ropäischen) Po-
litikgestaltungs- und -ausführungsebene 
übernehmen. Trotz der vermeintlichen 
Einbindung lokaler Akteure auf der regi-
onalen/EU-ropäischen Ebene dominieren 
allerdings die von außen durch die EU in 
den lokalen Kontext implantierten quasi-
lokalen Politikakteure das Implementati-
onsgeschehen, wie gerade am Beispiel 
der IOM und ihrer vorauseilenden, lokale 
Prozesse weitgehend umgehenden „Poli-
tikentwicklung“ im Rahmen der albani-
schen Migrationsstrategie deutlich wird.

In der Zusammenschau der Befunde 
lässt sich die Verschränkung der Europä-
isierung von Migrationssteuerung mit 
den selbstbestimmten Programmatiken 
und Aktivitäten spezialisierter Nicht-EU-
Akteure deshalb als ein ausgemachtes 
Gegenprojekt zur „National Ownership“ 
(Eigenverantwortlichkeit) der Implemen-
tationsländer identi izieren. Obwohl 
durch eine Aktivität der EU und speziali-
sierter internationaler Regierungsorga-
nisationen ein sehr wesentlicher Aspekt 
traditioneller Staatlichkeit gestärkt wird 
(Ausbau von Grenzschutzmaßnahmen), 
überwiegen Tendenzen der Aushöhlung 
und Aushebelung nationalstaatlicher und 
lokaler Kompetenzen. In Fällen wie der 
albanischen Migrationsstrategie kann mit 
guter Begründung von „geteilten Souve-
ränitäten“ (K  2004) und einer 
„Assemblage of State Power“ (C  
u. A  2008) gesprochen werden, da 
die nationalstaatliche Politikmacht und 
Souveränität in zerfasert-komplexer Wei-
se zwischen lokalen/endogenen und exo-
genen Politikakteuren (EU und Nicht-EU) 
aufgeteilt ist.

Dadurch dass die verschiedenen EU- 
und Nicht-EU-Akteure auf die gleichen 
oder ähnlichen Probleme und Raumein-
heiten referieren, werden letztlich ge-
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meinsame Sinnzusammenhänge und in 
der Konsequenz dann auch langlebige Po-
litiknetzwerke oder quasi-lokale „Im-
plants“ erzeugt und stabilisiert. Die von 
den verschiedenen Steuerungsakteuren 
(mehr oder weniger) geteilte „Imagined 
Spatiality“ ist zugleich Vorbedingung und 
Resultat eines gemeinsamen „Geogra-
phie-Machens“ und Steuerns jenseits der 
EU-Außengrenze.

Mit dem Verwischen der traditionellen 
Zuständigkeiten und Skalen des Politi-
schen gewinnen Fragen nach der demo-
kratischen Legitimierung und Verant-
wortlichkeit an Brisanz. Wie deutlich ge-
worden ist, vertritt auf der lokalen Ebene 
(Albanien und Ukraine) nicht nur die EU 
ihre Interessen, selbstbewusst drängen 
sich auch Nicht-EU-Akteure wie die IOM 
in den Vordergrund und beein lussen im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten strategisch 
den weiteren Verlauf und die praktisch-
operative Umsetzung von EU-Migrations-
politik. Das folgende Zitat illustriert dies 
am Beispiel des Rückführungsabkom-
mens zwischen der EU und Albanien; die 
IOM vertritt hierbei die Position, dass nur 
sie die Umsetzung und Nachhaltigkeit der 
Implementation sicherstellen könne, mit-
tels ihrer eigenen „freiwilligen Rückkehr-
programme“ – schlichtweg deshalb, weil 
es der albanischen Regierung einfach an 
den notwendigen Finanzmitteln mange-
le; dass die albanische Regierung mit 
Hilfe von EU-Finanzzusagen selbst die 
Rückführung von albanischen Staatsan-
gehöriger und anderen Drittstaatsange-
hörigen übernimmt, steht für die IOM 
dabei komplett außer Frage: 

„IOM will support the government in 
return migration management through 
the successful implementation of the re-
admission agreement between Albania 
and the European Union […] IOM will 
continue to assist the voluntary return 
programme of irregular [Third country 
nationals] stranded in Albania as the 
country lacks the necessary inancial re-
sources […]” (IOM T  2006, S. 68).

Im Zuge ihrer Steuerungsaktivitäten 
für die EU argumentiert und agiert die 
IOM aus ihren eigenen inanziellen Inte-
ressen heraus. Für die Nicht-EU-Organi-

sation stehen die Fortschreibung ihrer 
Aktivitäten und die Sicherung ihrer Mit-
arbeiter und Projekte in Albanien eindeu-
tig im Vordergrund. Da in Bezug auf die 
Steuerungsaktivitäten der IOM und ande-
rer Nicht-EU-Akteure kaum bekannt und 
nicht oder nur schwer zu eruieren ist, ob 
diese tatsächlich effektiv sind und welche 
(negativen) Wirkungen mit ihnen ver-
bunden sind, muss das selbstbestimmte 
Agieren der IOM und anderen extern hin-
zugezogenen Steuerungsakteure als äu-
ßerst bedenklich eingestuft werden. Eine 
fortgesetzte kritische Re lexion und even-
tuell auch ein grundlegendes Überdenken 
der EU- inanzierten Steuerungsaktivitä-
ten in Albanien und der Ukraine sind 
dringend erforderlich. Dies auch deshalb, 
weil die propagierte neue Form von Mi-
grationspolitik – das „Migrationsmanage-
ment“ – ihr Versprechen bislang nicht 
eingelöst hat: An restriktiven Steuerungs-
eingriffen und am Gedanken einer weit-
reichenden Migrationspräventions- bzw. 
-unterbindungspolitik wird bisher, neu-
artige IOM-Migrationsstrategien hin oder 
her, weiterhin festgehalten. Die Kosten ei-
ner fortgesetzten und teilweise sogar in-
tensivierten Restriktionspolitik tragen 
alle Migranten und an Migration interes-
sierten Menschen. Die negativ auf sie wir-
kenden Effekte der EU-ropäischen und 
internationalen Migrationspolitik lassen 
sich mittlerweile eingehend studieren; so 
ist durch den Beitritt der mitteleuropäi-
schen Staaten zur EU beispielsweise der 
frühere visafreie Verkehr zwischen der 
Ukraine und ihren westlichen Anrainer-
staaten wirksam unterbunden worden. 
Entlang der Westgrenze der Ukraine sind 
in den letzten Jahren zahlreiche Auffang-
lager entstanden, in denen äußerst be-
denkliche Zustände herrschen (H  
R  W  2005). Vieles spricht da-
für, dass mittels der intensivierten Grenz-
schutzmaßnahmen und der aufgehobe-
nen Visafreiheit im Endeffekt mehr ille-
gale Migration erzeugt als verhindert 
worden ist. Auch deswegen bedürfen die 
Verschränkung von EU-Migrationspolitik 
und Migrationsmanagement und deren 
Effekte einer fortgesetzten kritischen Re-
lexion seitens der Politischen Geogra-

phie und der kritischen Migrationsfor-
schung.
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